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Vernehmlassung: Anpassungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Gerne nehmen wir Stellung zur Vernehmlassung der Anpassungen der Internationalen 
Gesundheitsvorschriften (IGV). Der Politbeobachter fordert, dass die Zustimmung zu den 
Änderungen durch einen Parlamentsbeschluss, welcher dem fakultativen Referendum 
unterliegt, beschlossen werden. Bis ein solcher Beschluss vorliegt, ist der Bundesrat 
aufgefordert, die Änderungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften gemäss Art. 59 
IGV zurückzuweisen. Ohne einen direktdemokratisch legitimierten Beschluss, ist die 
Zustimmung zu einem völkerrechtlich bindenden Vertrag höchst fragwürdig.  
 
Gemäss Art. 141 BV sind völkerrechtliche Verträge, die wichtige rechtsetzende 
Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den Erlass von Bundesgesetzen erfordert, 
dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Der Bundesrat behauptet im Erläuternden 
Bericht, dass keine Gesetzesanpassungen notwendig sind. Das mag möglicherweise 
kurzfristig zutreffen. Jedoch sind die Änderungen zahlreich und teilweise sehr schwammig 
formuliert und damit die Auswirkungen auf die Gesetzgebung unklar. 
 
Hierzu einige Beispiele: 
 

• Relevante Gesundheitsprodukte enthalten neu Zell- und Gentherapien. Auf diesen 
Aspekt wird im Erläuternden Bericht gar nicht eingegangen. Damit ist auch unklar, ob 
Anpassungen im Zulassungsverfahren notwendig sind. 

• Im Art. 35 wird definiert, dass digitale Gesundheitsdokumente eingeführt werden 
können. Zwar gibt es keine Pflicht, aber mit einem Gesundheitsdokument kann eine 
Einreise nicht verweigert werden. Daraus ergibt sich die Frage, ob die Schweiz 
verpflichtet wäre, digitale Gesundheitsdokumente zu akzeptieren. Wäre dies der Fall, 
benötigt dies entsprechende gesetzliche Grundlagen. 
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• Art. 44 fordert die Einführung eines Finanzierungsmechanismus. Auch wenn es keine 
direkten Verpflichtungen gibt, könnten indirekte Forderungen für eine Beteiligung 
der Schweiz gestellt werden. Ein solche Beteiligung bedürfte ebenfalls einer 
gesetzlichen Grundlage. 

• In der Anlage 1 wird gefordert, dass jeder Vertragsstaat die Risikokommunikation 
einschliesslich dem Umgangs mit Fehl- und Desinformation fördert. Eine Definition 
von Fehl- und Desinformation fehlt. Ausserdem tangiert dies die freie 
Meinungsäusserung und bedarf damit einer entsprechenden Verankerung im Gesetz 
gemäss Art. 36 BV. 

 
Dies sind einige Beispiele, die aufzeigen sollen, dass die Anpassungen der Internationalen 
Gesundheitsvorschriften Anpassungen von Bundesgesetzen notwendig machen werden. 
Unter Umständen nicht unmittelbar, aber mittel- bis langfristig. Aus diesem Grund muss der 
Bundesrat die Änderungen zurückweisen, bis das Parlament diesen zugestimmt hat.  
 
Zusammen mit über 30'000 Unterzeichner hat der Politbeobachter diese Forderungen 
bereits im Frühling 2024 mit der Petition «Änderungen der internationalen 
Gesundheitsvorschriften benötigen zwingend einen Parlamentsbeschluss» (24.2006) ans 
Parlament gestellt.  
 
Wir möchten uns für die Möglichkeit der Stellungnahme bedanken und hoffen, dass unsere 
Erwägungen im weiteren politischen Prozess mitberücksichtigt werden.  
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 

    
 
Petra Burri, Co-Präsidentin     Josef Ender, Co-Präsident 
 
 
Über den Politbeobachter: 
Die schweizerische Bundesverfassung muss von allen Instanzen respektiert werden – dafür 
setzen wir uns ein. Die Ausreizung verfassungsrechtlichen Grenzen durch Parlament und 
Bundesrat in den letzten Jahren ist ein Zeichen dafür, dass die Schweiz eine aktivere 
Zivilgesellschaft braucht. Der Politbeobachter hilft Bürgerinnen und Bürger sich im Rahmen 
der direktdemokratischen Möglichkeiten aktiv ins politische Geschehen einzubringen. 


